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1. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
1.1 Die Gesellschaft trägt die Firma

Allianz SE und hat ihren Sitz in
München.

1.2 Gegenstand der Gesellschaft ist
die Leitung einer internationalen
Unternehmensgruppe, die in den
Bereichen der Versicherung, des
Bankgeschäfts, der Vermögensver-
waltung und sonstiger Finanz-, 
Beratungs- und ähnlicher Dienst-
leistungen tätig ist. Die Gesell-
schaft hält Beteiligungen an Ver-
sicherungsgesellschaften, Banken,
Industrieunternehmen, Vermö-
gensanlagegesellschaften und
sonstigen Unternehmen.

Als Rückversicherer übernimmt
die Gesellschaft vornehmlich Ver-
sicherungsgeschäft von Konzern-
gesellschaften sowie sonstigen
Unternehmen, an denen die
Gesellschaft unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist.

1.3 Die Gesellschaft ist zu allen
Geschäften und Maßnahmen
berechtigt, die geeignet erschei-
nen, dem Gegenstand des Unter-
nehmens zu dienen. Sie kann
andere Unternehmen gründen,

erwerben und sich an ihnen betei-
ligen sowie Unternehmen leiten
oder sich auf die Verwaltung der
Beteiligung beschränken. Im Rah-
men ihres Unternehmensgegen-
standes ist die Gesellschaft
berechtigt, Kredite aufzunehmen
und Schuldverschreibungen aus-
zustellen.

1.4 Bekanntmachungen der Gesell-
schaft erfolgen im elektronischen 
Bundesanzeiger. Die Übermittlung
von Informationen an Aktionäre
im Wege der Datenfernübertra-
gung ist zulässig.

1.5 Das Geschäftsjahr ist das Kalen-
derjahr. 

§ 2
2.1 Das Grundkapital beträgt

EUR 1.149.758.353,92. Es ist einge-
teilt in 449.124.357 Stückaktien.
Jede Stückaktie hat eine Stimme.
Das Grundkapital der Gesellschaft
wird erbracht durch Formwechsel
der Allianz Aktiengesellschaft in
die Allianz SE im Wege der Ver-
schmelzung der RIUNIONE
ADRIATICA DI SICURTÀ Società per
Azioni, Mailand, Italien, auf die
Allianz Aktiengesellschaft.
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2.2 Die Aktien lauten auf den Namen
und können nur mit Zustimmung
der Gesellschaft übertragen wer-
den. Die Gesellschaft wird die ord-
nungsgemäß beantragte Zustim-
mung nur dann verweigern, wenn
sie es aus außerordentlichen
Gründen im Interesse des Unter-
nehmens für erforderlich hält; die
Gründe werden dem Antragsteller
bekannt gegeben.

2.3 Der Vorstand ist ermächtigt, das
Grundkapital der Gesellschaft bis
zum 7. Februar 2011 mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats durch
Ausgabe neuer, auf den Namen
lautender Stückaktien gegen Bar-
und/oder Sacheinlagen einmalig
oder mehrmals um bis zu insge-
samt EUR 406.545.646,08 zu
erhöhen (Genehmigtes Kapital
2006/I).

Wird das Kapital gegen Barein-
lagen erhöht, ist den Aktionären
ein Bezugsrecht zu gewähren. Der
Vorstand ist jedoch ermächtigt,
mit Zustimmung des Aufsichts-
rats dieses Bezugsrecht der Aktio-
näre auszuschließen

– für Spitzenbeträge;

– soweit es erforderlich ist, um
den Gläubigern der von der
Allianz SE bzw. Allianz AG oder
ihren Konzerngesellschaften
ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder
Optionsrechten bzw. einer
Wandlungspflicht ein Bezugs-
recht auf neue Aktien in dem
Umfang einzuräumen, wie es
ihnen nach Ausübung ihres
Wandlungs- oder Optionsrechts
bzw. nach Erfüllung einer Wand-
lungspflicht zustünde;

– wenn der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Börsenpreis
nicht wesentlich unterschreitet
und die unter Ausschluss des
Bezugsrechts gemäß § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen
Aktien insgesamt 10% des
Grundkapitals nicht überschrei-
ten, und zwar weder im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens
noch im Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung. Auf
diese Begrenzung ist die Ver-
äußerung eigener Aktien anzu-
rechnen, sofern sie während der
Laufzeit dieser Ermächtigung
bzw. der Ermächtigung für
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Allianz AG gemäß Beschluss der
Hauptversammlung vom
8. Februar 2006 unter Tagesord-
nungspunkt 3 unter Ausschluss
des Bezugsrechts gemäß § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner
sind auf diese Begrenzung die-
jenigen Aktien anzurechnen, die
zur Bedienung von Schuldver-
schreibungen mit Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. einer
Wandlungspflicht ausgegeben
wurden bzw. auszugeben sind,
sofern die Schuldverschreibun-
gen während der Laufzeit dieser
Ermächtigung bzw. der Ermäch-
tigung für die Allianz AG gemäß
Beschluss der Hauptversamm-
lung vom 8. Februar 2006 unter
Tagesordnungspunkt 3 unter
Ausschluss des Bezugsrechts in
entsprechender Anwendung des
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben wurden.

Darüber hinaus ist der Vorstand
ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre bei Kapitalerhöhungen
gegen Sacheinlagen auszu-
schließen.

Der Vorstand ist ferner ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den weiteren Inhalt der
Aktienrechte und die Bedingungen
der Aktienausgabe festzulegen.

2.4 Der Vorstand ist ermächtigt, das
Grundkapital der Gesellschaft bis
zum 7. Februar 2011 mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats durch
Ausgabe neuer, auf den Namen
lautender Stückaktien gegen Bar-
einlagen einmalig oder mehr-
mals um bis zu insgesamt
EUR 12.473.943,04 zu erhöhen
(Genehmigtes Kapital 2006/II). 
Der Vorstand kann das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats aus-
schließen, um die neuen Aktien
an Mitarbeiter der Allianz SE und
ihrer Konzerngesellschaften aus-
zugeben. Der Vorstand ist ferner
ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom
Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats
den weiteren Inhalt der Aktien-
rechte und die Bedingungen der
Aktienausgabe festzulegen.

3

Satz-SE_dtsch-april20  29.06.2007  9:40 Uhr  Seite 4



4

2.5 Das Grundkapital ist um bis zu
EUR 5.632.000 durch Ausgabe von
bis zu 2.200.000 neuen, auf den
Namen lautenden Stückaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn
des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital
2004). Die bedingte Kapitalerhöh-
ung wird nur insoweit durchge-
führt, wie die Inhaber von Wand-
lungs- oder Optionsrechten aus
Schuldverschreibungen, die die
Allianz SE bzw. Allianz AG oder
deren Konzernunternehmen auf-
grund des Ermächtigungsbe-
schlusses der Hauptversammlung
der Allianz AG vom 5. Mai 2004
gegen bar ausgegeben haben, ihre
Wandlungs- oder Optionsrechte
ausüben oder Wandlungspflich-
ten aus solchen Schuldverschrei-
bungen erfüllt werden und soweit
nicht andere Erfüllungsformen
zur Bedienung eingesetzt werden.
Der Vorstand ist ermächtigt, die
weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der bedingten Kapital-
erhöhung festzusetzen.

2.6 Das Grundkapital ist um bis zu
EUR 250.000.000 durch Ausgabe
von bis zu 97.656.250 neuen, auf
den Namen lautenden Stück-
aktien mit Gewinnberechtigung
ab Beginn des Geschäftsjahres
ihrer Ausgabe bedingt erhöht
(Bedingtes Kapital 2006). Die be-
dingte Kapitalerhöhung wird nur
insoweit durchgeführt, wie die
Inhaber von Wandlungs- oder
Optionsrechten aus Schuldver-
schreibungen, die die Allianz SE
bzw. Allianz AG oder deren Kon-
zernunternehmen aufgrund des
Ermächtigungsbeschlusses der
Hauptversammlung der Allianz
AG vom 8. Februar 2006 gegen bar
ausgegeben haben, ihre Wand-
lungs- oder Optionsrechte aus-
üben oder Wandlungspflichten
aus solchen Schuldverschreibun-
gen erfüllt werden und soweit
nicht andere Erfüllungsformen
zur Bedienung eingesetzt werden.
Der Vorstand ist ermächtigt, die
weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der bedingten Kapital-
erhöhung festzusetzen.

2.7 Bei Kapitalerhöhungen kann die
Gewinnberechtigung neuer Aktien
abweichend von § 60 Abs. 2 AktG
bestimmt werden. 
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§ 3
3.1 Ein Anspruch der Aktionäre auf 

Verbriefung ihrer Anteile ist aus-
geschlossen, soweit nicht eine
Verbriefung nach den Regeln er-
forderlich ist, die an einer Börse
gelten, an der die Aktie zugelassen
ist.

3.2 Die Gewinnanteilscheine und
Erneuerungsscheine werden auf
den Inhaber ausgestellt.

5
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2. Organe
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§ 4
Organe der Gesellschaft sind:

–  der Vorstand

–  der Aufsichtsrat sowie

–  die Hauptversammlung.
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3. Vorstand
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§ 5
5.1 Der Vorstand besteht aus minde-

stens zwei Personen. Im Übrigen
bestimmt der Aufsichtsrat die
Zahl der Mitglieder des Vorstands.

5.2 Die Gesellschaft wird gesetzlich
durch zwei Vorstandsmitglieder
oder durch ein Vorstandsmitglied
in Gemeinschaft mit einem Proku-
risten vertreten.

5.3 Die Mitglieder des Vorstands wer-
den vom Aufsichtsrat für einen
Zeitraum von höchstens fünf Jah-
ren bestellt. Wiederbestellungen,
jeweils für höchstens fünf Jahre,
sind zulässig.

5.4 Der Vorstand ist beschlussfähig,
wenn alle Vorstandsmitglieder
eingeladen sind und mindestens
die Hälfte seiner Mitglieder – dar-
unter der Vorsitzende oder ein von
ihm benanntes Vorstandsmitglied
– an der Sitzung teilnimmt. Abwe-
sende Vorstandsmitglieder kön-
nen ihre Stimme schriftlich, fern-
mündlich, per Telefax oder durch
elektronische Medien abgeben.
Die abwesenden Vorstandsmit-
glieder sind unverzüglich über die
gefassten Beschlüsse zu unter-
richten.

5.5 Der Vorstand trifft seine Entschei-
dungen mit einfacher Mehrheit
der an der Beschlussfassung betei-
ligten Vorstandsmitglieder, sofern
nicht zwingende gesetzliche Be-
stimmungen etwas anderes vor-
schreiben. Bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag.

5.6 Der Vorstandsvorsitzende ist
berechtigt, einem Vorstandsbe-
schluss zu widersprechen (Veto-
recht). Übt der Vorstandsvorsit-
zende sein Vetorecht aus, gilt der
Beschluss als nicht gefasst.
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4. Aufsichtsrat
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§ 6
6.1 Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf

Mitgliedern, die von der Hauptver-
sammlung bestellt werden. Von
den zwölf Mitgliedern sind sechs
Mitglieder auf Vorschlag der
Arbeitnehmer zu bestellen. Die
Hauptversammlung ist an die Vor-
schläge zur Bestellung der Arbeit-
nehmervertreter gebunden.

6.2 Zu den Mitgliedern des ersten Auf-
sichtsrats werden bis zur Beendi-
gung der Hauptversammlung, die
über die Entlastung für das erste
Geschäftsjahr der Allianz SE be-
schließt, längstens jedoch für drei
Jahre, bestellt:

Dr. Wulf H. Bernotat, Essen,
Vorsitzender des Vorstands der
E.ON AG,

Dr. Gerhard Cromme, Essen,
Vorsitzender des Aufsichtsrats der
ThyssenKrupp AG,

Dr. Franz B. Humer, Basel,
Präsident des Verwaltungsrats
und Vorsitzender der Konzern-
leitung F. Hoffmann-La Roche AG,

Prof. Dr. Renate Köcher, Konstanz,
Geschäftsführerin des Instituts für
Demoskopie Allensbach,

Igor Landau, Paris,
Mitglied des Verwaltungsrats der
Sanofi-Aventis S.A.,

und

Dr. Henning Schulte-Noelle,
München, Vorsitzender des Auf-
sichtsrats der Allianz AG.

Das erste Geschäftsjahr der
Allianz SE ist das Geschäftsjahr, in
dem die Verschmelzung der
RIUNIONE ADRIATICA DI SICURTÀ
Società per Azioni auf die Allianz
Aktiengesellschaft im Handels-
register der Allianz Aktiengesell-
schaft eingetragen wird. Die auf
Vorschlag der Arbeitnehmer zu
bestellenden weiteren sechs Mit-
glieder des Aufsichtsrats sind
nach Beendigung des Verfahrens
über die Beteiligung der Arbeit-
nehmer zu bestellen.
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6.3 Zu Ersatzmitgliedern der in
Absatz 2 Satz 1 benannten Auf-
sichtsratsmitglieder werden
bestellt:

Dr. Albrecht E. H. Schäfer,
München, Corporate Vice
President Siemens AG,
Leiter Corporate Personnel World,

und

Dr. Jürgen Than, Hofheim a. Ts.,
Rechtsanwalt, ehem. Chef-
syndikus der Dresdner Bank AG.

Sie werden in der aufgeführten
Reihenfolge Mitglieder des Auf-
sichtsrats, wenn ein in Absatz 2
Satz 1 benanntes Aufsichtsrats-
mitglied der Anteilseigner oder
ein für dieses in den Aufsichtsrat
nachgerücktes Ersatzmitglied vor
Ablauf der regulären Amtszeit
ausscheidet und die Hauptver-
sammlung nicht vor diesem Aus-
scheiden einen Nachfolger wählt.
Die Amtszeit von den in den Auf-
sichtsrat nachgerückten Ersatz-
mitgliedern endet mit dem
Schluss der Hauptversammlung,
in der ein Nachfolger für das je-
weils ersetzte Aufsichtsratsmit-

glied gewählt wird, spätestens
aber zu dem Zeitpunkt, in dem die
reguläre Amtszeit des Letzteren
abgelaufen wäre. Ein in den Auf-
sichtsrat nachgerücktes und vor-
zeitig wieder ausgeschiedenes
Ersatzmitglied nimmt seinen ur-
sprünglichen Platz in der Reihe
der Ersatzmitglieder wieder ein.

§ 7
7.1 Die Bestellung der Mitglieder des

Aufsichtsrats erfolgt durch die
Hauptversammlung vorbehaltlich
§ 6 Absätze 2 und 3 für einen Zeit-
raum bis zur Beendigung der
Hauptversammlung, die über die
Entlastung für das vierte
Geschäftsjahr nach Beginn der
Amtszeit beschließt, wobei das
Geschäftsjahr, in dem die Amts-
zeit beginnt, nicht mitgerechnet
wird, längstens jedoch für sechs
Jahre. Wiederbestellungen sind
zulässig.

7.2 Die Mitglieder und die Ersatzmit-
glieder des Aufsichtsrats können
ihr Amt jederzeit durch schrift-
liche Erklärung gegenüber dem
Vorstand der Gesellschaft nieder-
legen.

9
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7.3 Scheidet ein Mitglied vor Ablauf
seiner Amtszeit aus dem Auf-
sichtsrat aus, ohne dass ein
Ersatzmitglied nachrückt, wird ein
Nachfolger nur für die restliche
Amtszeit des ausgeschiedenen
Mitglieds gewählt.

§ 8
8.1 Der Aufsichtsrat wählt aus seiner

Mitte einen Vorsitzenden sowie
zwei Stellvertreter für die Dauer
ihrer Amtszeit im Aufsichtsrat. Bei
der Wahl zum Vorsitzenden des
Aufsichtsrats übernimmt das an
Lebensjahren älteste Mitglied der
Anteilseignervertreter des Auf-
sichtsrats den Vorsitz; Absatz 3
Satz 1 findet Anwendung.

8.2 Ist der Vorsitzende des Aufsichts-
rats gewählt, so ist der Aufsichts-
rat beschlussfähig, wenn sämt-
liche Mitglieder eingeladen oder
zur Beschlussfassung aufgefordert
sind und entweder mindestens
sechs Mitglieder, darunter der Vor-
sitzende, oder mindestens neun
Mitglieder an der Beschlussfas-
sung teilnehmen. Beschlüsse wer-
den mit der Mehrheit der an der
Beschlussfassung teilnehmenden
Mitglieder gefasst.

8.3 Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden und bei
dessen Nichtteilnahme an der
Beschlussfassung die Stimme des
Stellvertreters den Ausschlag
(Stichentscheid), sofern dieser ein
Anteilseignervertreter ist. Einem
Stellvertreter, der Arbeitnehmer-
vertreter ist, steht ein Recht zum
Stichentscheid nicht zu.

§ 9
9.1 Die folgenden Arten von Geschäf-

ten dürfen nur mit Zustimmung
des Aufsichtsrats vorgenommen
werden:

a) Erwerb von Unternehmen,
Unternehmensbeteiligungen
und Unternehmensteilen (aus-
genommen Finanzbeteiligun-
gen), wenn im Einzelfall der
Verkehrswert oder in Ermange-
lung des Verkehrswerts der
Buchwert 10% des Eigenkapi-
tals der letzten Konzernbilanz
erreicht oder übersteigt.

b) Veräußerung von Beteiligungen
(ausgenommen Finanzbeteili-
gungen) an einer Konzern-
gesellschaft, sofern diese durch
die Veräußerung aus dem Kreis
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der Konzernunternehmen aus-
scheidet und wenn im Einzel-
fall der Verkehrswert oder in
Ermangelung des Verkehrs-
werts der Buchwert der ver-
äußerten Beteiligung 10% des
Eigenkapitals der letzten Kon-
zernbilanz erreicht oder über-
steigt.

c) Abschluss von Unternehmens-
verträgen.

d) Erschließung neuer oder Auf-
gabe bestehender Geschäfts-
segmente, soweit die Maß-
nahme für den Konzern von
wesentlicher Bedeutung ist.

Der Aufsichtsrat kann weitere
Arten von Geschäften von seiner
Zustimmung abhängig machen.

§ 10
Der Aufsichtsrat kann die Fassung der
Satzung ändern.

§ 11
11.1 Die Mitglieder des Aufsichtsrats

erhalten

a) eine feste jährliche Vergütung
in Höhe von EUR 50.000;

b) eine erfolgsbezogene jährliche
Vergütung in Höhe von EUR 150
für jeden angefangenen Zehn-
telprozentpunkt, um den das
Konzernergebnis je Aktie in
einem Zeitraum von einem Jahr
gestiegen ist, wobei die Steige-
rung durch einen Vergleich des
Konzernergebnisses je Aktie in
dem Geschäftsjahr, für das die
Vergütung gezahlt wird (Ver-
gütungsjahr), mit dem Kon-
zernergebnis je Aktie in dem
Geschäftsjahr, das dem Vergü-
tungsjahr vorausgeht, ermittelt
wird; 

c) eine auf den langfristigen
Unternehmenserfolg bezogene
jährliche Vergütung in Höhe
von EUR 60 für jeden angefan-
genen Zehntelprozentpunkt,
um den das Konzernergebnis je
Aktie in einem Zeitraum von
drei Jahren gestiegen ist, wobei
die Steigerung durch einen Ver-
gleich des Konzernergebnisses
je Aktie im Vergütungsjahr mit
dem Konzernergebnis je Aktie
im dritten dem Vergütungsjahr
vorausgehenden Geschäftsjahr
ermittelt wird.

11
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Die Vergütung nach b) und c) ist
jeweils auf einen Betrag von höch-
stens EUR 24.000 begrenzt. Für die
Berechnung der erfolgsbezogenen
Vergütung ist das im Konzernab-
schluss entsprechend den Inter-
national Financial Reporting Stan-
dards (IFRS) für das betreffende
Geschäftsjahr ausgewiesene Kon-
zernergebnis je Aktie maßgebend.
Bei einer nachträglichen Ände-
rung des Konzernergebnisses je
Aktie gilt der geänderte Wert. Füh-
ren Änderungen der Rechnungs-
legungsvorschriften zu einer Er-
höhung oder Ermäßigung des
Konzernergebnisses je Aktie, sind
die für die Vergütung maßgeb-
lichen Konzernergebnisse je Aktie
zur Sicherstellung der Vergleich-
barkeit einheitlich nach Maßgabe
der geänderten Vorschriften zu
bestimmen. Das im Konzernab-
schluss der Allianz AG für die Ge-
schäftsjahre bis einschließlich
2004 ausgewiesene Konzernergeb-
nis je Aktie ist entsprechend um
die vorgenommenen planmäßi-
gen Goodwill-Abschreibungen zu
bereinigen.

Beträgt das gemäß vorstehenden
Regelungen ermittelte Konzern-
ergebnis je Aktie im Fall b) in dem

dem Vergütungsjahr voraus-
gehenden Geschäftsjahr, im Fall c)
im dritten dem Vergütungsjahr
vorausgehenden Geschäftsjahr
weniger als EUR 5, so ist für diese
Geschäftsjahre das für die Berech-
nung der erfolgsbezogenen Ver-
gütung maßgebende Konzern-
ergebnis je Aktie mit dem Wert
EUR 5 anzusetzen.

11.2 Der Vorsitzende des Aufsichtsrats
erhält das Doppelte und jeder
Stellvertreter das Eineinhalbfache
der Vergütung nach Absatz 1.
Jedes Mitglied eines Ausschusses
mit Ausnahme des Prüfungsaus-
schusses erhält einen Zuschlag
von 25% auf die Vergütung nach
Absatz 1, der Vorsitzende des Aus-
schusses einen solchen von 50%.
Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses erhalten eine zusätz-
liche jährliche Festvergütung von
EUR 30.000, der Vorsitzende eine
solche von EUR 45.000.

Die jährliche Gesamtvergütung
eines Aufsichtsratsmitglieds darf
das Zweifache, die des Aufsichts-
ratsvorsitzenden das Dreifache
der Vergütung nach Absatz 1 nicht 
übersteigen.
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11.3 Darüber hinaus erhalten die Mit-
glieder des Aufsichtsrats für jede
persönliche Teilnahme an einer
Präsenzsitzung des Aufsichtsrats
und seiner Ausschüsse ein Sit-
zungsgeld von EUR 500. Für meh-
rere Sitzungen, die an einem Tag
oder an aufeinander folgenden
Tagen stattfinden, wird Sitzungs-
geld nur einmal gezahlt.

11.4 Aufsichtsratsmitglieder, die nur
während eines Teils des
Geschäftsjahrs dem Aufsichtsrat
angehört haben, erhalten für
jeden angefangenen Monat ihrer
Tätigkeit ein Zwölftel der Vergü-
tung. Dies gilt entsprechend für
Mitgliedschaften in Aufsichtsrats-
ausschüssen.

11.5 Die Vergütung nach den
Absätzen 1 und 2 wird nach Ab-
lauf der Hauptversammlung
fällig, die den Konzernabschluss
für das Vergütungsjahr entgegen-
nimmt oder über seine Billigung
entscheidet.

11.6 Die Gesellschaft erstattet den
Aufsichtsratsmitgliedern ihre Aus-
lagen und die ihnen für die Auf-
sichtsratstätigkeit zur Last fal-
lende Umsatzsteuer. Sie stellt den
Mitgliedern des Aufsichtsrats Ver-
sicherungsschutz und technische
Unterstützung in einem für die
Ausübung der Aufsichtsratstätig-
keit angemessenen Umfang zur
Verfügung.

13
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5. Hauptversammlung
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§ 12
12.1 Die ordentliche Hauptversamm-

lung findet innerhalb der ersten
sechs Monate nach Ablauf des
Geschäftsjahres statt.

12.2 Die Hauptversammlung findet
nach Wahl des Vorstands am Sitz
der Gesellschaft oder in einer an-
deren deutschen Stadt mit mehr
als 100.000 Einwohnern statt.

12.3 Die Anmeldung zur Teilnahme an
jeder Hauptversammlung muss
der Gesellschaft spätestens am
letzten Tag der gesetzlichen An-
meldefrist unter der in der Ein-
berufung hierfür mitgeteilten
Adresse zugehen, sofern nicht der
Vorstand einen späteren Anmelde-
schlusstag bestimmt. Der Anmel-
deschlusstag wird zusammen mit
der Einberufung der Hauptver-
sammlung in den Gesellschafts-
blättern bekannt gemacht.

12.4 Zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des
Stimmrechts sind diejenigen
Aktionäre berechtigt, die rechtzei-
tig angemeldet und für die ange-
meldeten Aktien im Aktienregister
eingetragen sind.

12.5 Das Stimmrecht kann durch Be-
vollmächtigte ausgeübt werden.
Vollmachten, die der Aktionär der
Gesellschaft oder einem von ihr
benannten Stimmrechtsvertreter
zuleitet, können auch auf einem
von der Gesellschaft näher zu be-
stimmenden elektronischen Weg
erteilt werden. Die Einzelheiten
für die Erteilung dieser Vollmach-
ten werden zusammen mit der
Einberufung der Hauptversamm-
lung in den Gesellschaftsblättern
bekannt gemacht.

§ 13
13.1 Die Hauptversammlung leitet der

Vorsitzende des Aufsichtsrats oder
im Fall seiner Verhinderung ein
anderes vom Aufsichtsrat zu be-
stimmendes Mitglied des Auf-
sichtsrats.

13.2 Wenn dies in der Einladung zur
Hauptversammlung angekündigt
ist, kann der Versammlungsleiter
die audiovisuelle Übertragung der
Hauptversammlung über elektro-
nische Medien in einer von ihm
näher zu bestimmenden Weise
zulassen.
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13.3 Der Versammlungsleiter regelt
den Ablauf der Hauptversamm-
lung. Er bestimmt die Reihenfolge
der Redner. Ferner kann er das
Frage- und Rederecht der Aktio-
näre zeitlich angemessen be-
schränken; er kann insbesondere
zu Beginn der Hauptversammlung
oder während ihres Verlaufs den
zeitlichen Rahmen des Versamm-
lungsverlaufs, der Aussprache zu
den Tagesordnungspunkten sowie
des einzelnen Frage- und Redebei-
trags angemessen festsetzen. Bei
der Festlegung der für den einzel-
nen Frage- und Redebeitrag zur
Verfügung stehenden Zeit kann
der Versammlungsleiter zwischen
erster und wiederholter Wortmel-
dung und nach weiteren sachge-
rechten Kriterien unterscheiden.

Der Versammlungsleiter bestimmt
das Abstimmungsverfahren. Er
kann eine von der Einladung ab-
weichende Reihenfolge der Ver-
handlungsgegenstände bestim-
men.

13.4 Die Beschlüsse der Hauptver-
sammlung werden, soweit nicht
zwingende gesetzliche Vorschrif-
ten entgegenstehen, mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen gefasst. Soweit nicht
zwingende gesetzliche Vorschrif-
ten entgegenstehen, bedarf es für
Satzungsänderungen einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der abgege-
benen Stimmen bzw., sofern min-
destens die Hälfte des Grundkapi-
tals vertreten ist, der einfachen
Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Sofern das Gesetz für Be-
schlüsse der Hauptversammlung
außer der Stimmenmehrheit eine
Kapitalmehrheit vorschreibt,
genügt, soweit gesetzlich zulässig,
die einfache Mehrheit des bei der
Beschlussfassung vertretenen
Grundkapitals.

15

Satz-SE_dtsch-april20  29.06.2007  9:40 Uhr  Seite 16



6. Jahresabschluss, Gewinnverwendung

16

§ 14
Der Vorstand hat innerhalb der gesetz-
lichen Fristen den Jahresabschluss
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung,
Anhang) und den Lagebericht sowie
den Konzernabschluss und  -lagebe-
richt aufzustellen und dem Aufsichts-
rat sowie dem Abschlussprüfer vorzu-
legen.

§ 15
Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den
Jahresabschluss fest, können sie einen
die Hälfte übersteigenden Teil des Jah-
resüberschusses in andere Gewinn-
rücklagen einstellen, bis die Hälfte des
Grundkapitals erreicht ist.

§ 16
Soweit die Gesellschaft oder ihre
Rechtsvorgängerin, die Allianz AG,
Genussrechte gewährt hat und sich
aus den jeweiligen Genussrechts-
bedingungen für die Genussrechts-
inhaber ein Anspruch auf Beteiligung
am Bilanzgewinn ergibt, ist der An-
spruch der Aktionäre auf diesen Teil
des Bilanzgewinns ausgeschlossen.

§ 17
Die Hauptversammlung beschließt
über die Verwendung des Bilanz-
gewinns. Sie kann anstelle oder neben
einer Barausschüttung auch eine Sach-
ausschüttung beschließen.

Satz-SE_dtsch-april20  29.06.2007  9:40 Uhr  Seite 17



7. Schlussbestimmungen
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§ 18
18.1 Der Gründungsaufwand in Bezug

auf die Verschmelzung der
RIUNIONE ADRIATICA DI SICURTÀ
Società per Azioni (im Folgenden
auch RAS) und der Allianz Aktien-
gesellschaft beträgt
EUR 95.000.000.

18.2 Im Rahmen des Formwechsels der
Allianz Aktiengesellschaft in die
Allianz SE im Wege der Verschmel-
zung der RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni auf die
Allianz Aktiengesellschaft sind fol-
gende Vorteile gewährt worden:

a) RAS Aktienoptionsplan 2004

Einem geschäftsführenden Mit-
glied (Amministratore Delegato)
des Verwaltungsrats (Consiglio
di Amministrazione) der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni so-
wie weiteren in Italien beschäf-
tigten Führungskräften der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni und
ihrer Konzerngesellschaften,
die nicht Mitglied des Verwal-
tungsrats der RIUNIONE ADRIA-
TICA DI SICURTÀ Società per
Azioni sind, wurde anlässlich
der Verschmelzung das Recht

eingeräumt, ihre im Jahr 2004
gewährten Aktienoptionen vor-
zeitig – d.h. während der Lauf-
zeit eines öffentlichen Barange-
bots der Allianz Aktiengesell-
schaft zum Erwerb von Aktien
der RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni
vom 20. Oktober 2005 bis zum
23. November 2005 und nicht
erst während des ursprünglich
bestimmten Ausübungszeit-
raums für die Aktienoptionen
vom 1. Februar 2006 bis zum
31. Januar 2011 – auszuüben.
Von diesem Recht haben alle
Berechtigten Gebrauch ge-
macht, mit der Folge, dass
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni die-
sen Berechtigten insgesamt
680.000 Stammaktien der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni
zum Ausübungspreis von
EUR 14,324 je Stammaktie der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni ge-
währt hat. Die Namen der Be-
rechtigten und die Anzahl der
von diesen erworbenen Aktien
ergeben sich aus Anlage 1, die
Teil dieser Satzung ist.
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b) RAS Aktienoptionsplan 2005

Ein geschäftsführendes Mit-
glied (Amministratore Delegato)
des Verwaltungsrats (Consiglio
di Amministrazione) der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni so-
wie weitere in Italien beschäf-
tigte Führungskräfte der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni und
ihrer Konzerngesellschaften,
die nicht Mitglied des Verwal-
tungsrats der RIUNIONE ADRIA-
TICA DI SICURTÀ Società per
Azioni sind, haben im Februar
2005 als Teil ihrer Vergütung
aufgrund eines Aktienoptions-
plans 1.200.000 Aktienoptionen
erhalten, die zum Erwerb der
gleichen Anzahl Stammaktien
der RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni zu
einem Preis von EUR 17,085 je
Aktie berechtigen. Der Aus-
übungspreis entspricht dem
Durchschnittskurs der Stamm-
aktien der RIUNIONE ADRIA-
TICA DI SICURTÀ Società per
Azioni im Monat vor der Aus-
gabe der Optionen, d.h. im Zeit-
raum vom 31. Dezember 2004
bis zum 31. Januar 2005. Nach

den Ausgabebedingungen sind
die Aktienoptionen vom 1. Feb-
ruar 2008 bis zum 31. Januar
2012 ausübbar, vorausgesetzt
dass (i) die RIUNIONE ADRIA-
TICA DI SICURTÀ Società per
Azioni im Geschäftsjahr 2005
mindestens 80% ihrer Planziele
sowohl hinsichtlich des Wert-
zuwachses gemäß dem EVA®-
Konzept (economic value added)
als auch hinsichtlich des Jah-
resüberschusses nach IAS er-
reicht, und (ii) im Zeitpunkt der
Ausübung der jeweiligen
Aktienoptionen der Preis der
Stammaktien der RIUNIONE
ADRIATICA DI SICURTÀ Società
per Azioni mindestens 10%
über dem Durchschnittskurs
vom Januar 2005 liegt (d.h.
mindestens bei EUR 18,794).

Aufgrund des Ausscheidens be-
stimmter Berechtigter unter
diesem Aktienoptionsplan hat
sich die Zahl der ausübbaren
Aktienoptionen von 1.200.000
auf 953.000 verringert.

Mit Wirksamwerden der Ver-
schmelzung werden diese
Aktienoptionen wie folgt umge-
stellt: Die Berechtigten erhalten
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das Recht, bis zu 173.241 Aktien
der Allianz SE anstatt 953.000
Stammaktien der RIUNIONE
ADRIATICA DI SICURTÀ Società
per Azioni zu erwerben. Die
Namen der Berechtigten und
die Anzahl der diesen zustehen-
den Optionsrechte ergeben sich
aus Anlage 1, die Teil dieser Sat-
zung ist. Der Ausübungspreis
beträgt dabei EUR 93,99 je Aktie
der Allianz SE und entspricht
dem Durchschnittskurs der
Allianz-Aktien im gleichen Refe-
renzzeitraum der für die Fest-
legung des ursprünglichen
Ausübungspreises für die
Stammaktien der RIUNIONE
ADRIATICA DI SICURTÀ Società
per Azioni maßgeblich war, d.h.
im Zeitraum vom 31. Dezember
2004 bis zum 31. Januar 2005.
Die Anzahl der Aktien der
Allianz SE, die bei Ausübung
der Optionen an die Berechtig-
ten zu liefern ist, berechnet sich
nach dem Verhältnis des Aus-
übungspreises für die Stamm-
aktie der RIUNIONE ADRIATICA
DI SICURTÀ Società per Azioni
zum Ausübungspreis für die
Aktie der Allianz SE. Ausübungs-
bedingung ist, dass die
RIUNIONE ADRIATICA DI

SICURTÀ Società per Azioni im
Geschäftsjahr 2005 mindestens
80% ihrer Planziele sowohl hin-
sichtlich des Wertzuwachses
gemäß dem EVA®-Konzept
(economic value added) als
auch hinsichtlich des Jahres-
überschusses nach IAS erreicht.

c) Bestellung zum Mitglied des
Vorstandes und des Aufsichts-
rats der Allianz SE

Aus Gründen rechtlicher Vor-
sorge wird darauf hingewiesen,
dass, unbeschadet der aktien-
rechtlichen Entscheidungszu-
ständigkeit des Aufsichtsrats
der Allianz SE, davon auszuge-
hen ist, dass die ab 1. Januar
2006 amtierenden Mitglieder
des Vorstands der Allianz AG zu
Vorständen der Allianz SE be-
stellt werden. Mitglieder des
Vorstands der Allianz AG ab
1. Januar 2006 sind Michael
Diekmann, Dr. Paul Achleitner,
Clement Booth, Jan R. Carendi,
Enrico Cucchiani, Dr. Joachim
Faber, Dr. Helmut Perlet,
Dr. Gerhard Rupprecht, Jean-
Philippe Thierry, Dr. Herbert
Walter und Dr. Werner Zedelius. 

Satz-SE_dtsch-april20  29.06.2007  9:40 Uhr  Seite 20



20

Darüber hinaus sollen Mitglie-
der und Ersatzmitglieder aus
dem Kreis der Anteilseignerver-
treter des Aufsichtsrats der
Allianz AG zu Mitgliedern bzw.
Ersatzmitgliedern des Auf-
sichtsrats der Allianz SE bestellt
werden (siehe § 6 Absatz 2
Satz 1 und Absatz 3 Satz 1).

d) Bestellung zu Mitgliedern des
Verwaltungsrats und des Kon-
trollorgans Collegio Sindacale
der RAS Italia S.p.A.

Ferner wird aus Gründen der
rechtlichen Vorsorge darauf
hingewiesen, dass Mitglieder
des Verwaltungsrats und des
Kontrollorgans Collegio Sinda-
cale der RIUNIONE ADRIATICA
DI SICURTÀ Società per Azioni
bereits vor Wirksamwerden der
Verschmelzung im Zuge der
Ausgliederung des Geschäfts
der RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni auf
die RAS Italia S.p.A., Mailand,
Italien (zukünftig firmierend
unter RAS S.p.A.) zu Mitgliedern
des Verwaltungsrats bzw. des
Kontrollorgans Collegio Sinda-
cale der RAS Italia S.p.A. (zu-

künftig firmierend unter RAS
S.p.A.) bestellt wurden. Dies
sind für den Verwaltungsrat der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni
bzw. der RAS Italia S.p.A.
Giuseppe Vita, Michael Diek-
mann, Paolo Vagnone, Paolo
Biasi, Detlev Bremkamp, Carlo
Buora, Vittorio Colao, Nicola
Costa, Rodolfo De Benedetti,
Klaus Duehrkop, Pietro Ferrero,
Francesco Micheli, Salvatore
Orlando, Dr. Helmut Perlet,
Giampiero Pesenti, Andrea
Pininfarina, Gianfelice Rocca
und Carlo Salvatori, wobei Herr
Detlev Bremkamp und Herr
Klaus Duehrkop mit Wirkung
zum 31. Dezember 2005 aus-
scheiden. Ihnen folgen Enrico
Cucchiani und Dr. Joachim
Faber nach. Für das Kontroll-
organ Collegio Sindacale der
RIUNIONE ADRIATICA DI
SICURTÀ Società per Azioni
bzw. RAS Italia S.p.A. sind dies
die Herren Pietro Manzonetto,
Paolo Pascot und Giorgio
Stroppiana sowie als Ersatzmit-
glied Michele Carpaneda.
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Anlage 1 zur Satzung der Allianz SE (de)

RAS Aktienoptionsplan 2004
RAS Aktienoptionsplan 2005

Berechtigte RAS Aktienoptionsplan 2004 RAS Aktienoptionsplan 2005
Ausübungspreis € 14,324 Ausübungspreis € 17,085

zugeteilt ausgeübt verbleibend zugeteilt ausgeübt verbleibend

Geschäftsführendes Mitglied
des Verwaltungsrats
Vagnone Paolo 50.000 – 50.000 0 100.000 100.000

General Managers
Riches Pierluigi 50.000 – 50.000 0 100.000 100.000
Scarfò Alessandro 45.000 – 45.000 0 65.000 65.000

Gesamt General Managers 95.000 – 95.000

Albini Valter 12.000 – 12.000 0 15.000 15.000
Allievi Luca 7.000 –   7.000 0 20.000 20.000
Andreoni Aldo 15.000 – 15.000 0 15.000 15.000
Bellotto Paolo 20.000 – 20.000 0 30.000 30.000
Biagini Giancarlo 5.000 –   5.000 0 5.000 5.000
Brandolini Dario 11.000 – 11.000 0 11.000 11.000
Brustia Maria Giuseppina 15.000 – 15.000 0 15.000 15.000
Candia Camillo 20.000 20.000
Colio Michele 20.000 – 20.000 0 30.000 30.000
Costantini Pier Giorgio 7.000 –   7.000 0 15.000 15.000
Cuttini Attilio 7.000 –   7.000 0 7.000 7.000
D’Abramo Daniele 35.000 – 35.000 0 45.000 45.000
Devescovi Maurizio 45.000 – 45.000 0 65.000 65.000
Franzi Marco 5.000 5.000
Fumagalli Diego 38.000 – 38.000 0 40.000 40.000
Mancino Nicola 7.000 –   7.000 0 7.000 7.000
Marello Marco 30.000 – 30.000 0
Militello Salvatore 27.000 – 27.000 0
Milone Giuseppe 7.000 –   7.000 0 7.000 7.000
Moia Davide 17.000 – 17.000 0 20.000 20.000
Monteverdi Stefano 10.000 10.000
Morchio Massimo 15.000 – 15.000 0 15.000 15.000
Notarbartolo di Villarosa
Roberto 30.000 – 30.000 0 35.000 35.000
Plazzotta Marco 15.000 15.000
Poggi Manuele 5.000 –   5.000 0 5.000 5.000
Raimondi Livio 38.000 – 38.000 0 40.000 40.000
Re Mauro 11.000 – 11.000 0 15.000 15.000
Santoliquido Alessandro 47.000 – 47.000 0 100.000 100.000
Sommella Guido 25.000 – 25.000 0 35.000 35.000
Stefanelli Salvatore 11.000 – 11.000 0 11.000 11.000
Verderosa Pierluigi 28.000 – 28.000 0 35.000 35.000

Insgesamt „zugeteilt“ 900.000 1.200.000
Insgesamt „aktuell“ 680.000 – 680.000 0 953.000 0 953.000
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